
Der tag fängt schlecht an für die
kinder an der Hermann-Gmeiner-
Grundschule in Monheim am

Rhein – die Schulzahnärztin ist da. antje
krayer kommt vom kreisgesundheitsamt
Mettmann und hat eine blaue tüte mit
zahnbürsten, Mundspiegeln und Fluorid-
Gel-tuben mitgebracht. 20 Mädchen und
Jungen aus der 2a haben sich schnell die
zähne geputzt.

Die Gmeiner-Grundschule liegt in ei-
ner Hochhaussiedlung; die meisten Fa-
milien leben hier von Hartz iV. Für das
Gesundheitsamt ist dieser teil von Mon-
heim katastrophengebiet.

Sven*, 7, ist an der Reihe. krayer ahnt,
was kommt. Schon beim zähneputzen ist
ihr aufgefallen, wie ungelenk der Junge
die Bürste mit der Faust umklammert. Und
jetzt fängt auch noch sein zahnfleisch

* Name von der Redaktion geändert.

an zu bluten. Sechs zähne sind von ka-
ries zerfressen.

Sven zuckt zurück, als sich die Ärztin
mit dem Mundspiegel über ihn beugt. Bei
der letzten Schuluntersuchung im März
hat er einen gelben zettel für seine Eltern
mitbekommen. Darauf stand der Hin-
weis, dass er dringend zum arzt müsse.
adresse und telefonnummer der zahn-
klinik waren gleich daneben notiert.

Warum er nicht beim arzt war? Sven
schüttelt den kopf. Was die Mama dazu
sagt? Der Junge schweigt. papa? Welcher
papa? 

letztlich geht es um das bedrückendste
problem der deutschen Sozialpolitik: ab
diesem Montag berät die Bundesregie-
rung darüber, wie problemkindern wie
Sven geholfen werden kann. Bundes -
sozialministerin Ursula von der leyen
will die entscheidenden Details ihres Re-
formentwurfs für das Hartz-iV-System

vor legen. Mehr als 40 Milliarden Euro
sollen künftig auf gerechtere Weise ver-
teilt werden, die vor allem den 1,7 Mil-
lionen betroffenen kindern nutzt. Es geht
um viel Geld. Und um Gefühle.

Bundeskanzlerin angela Merkel sagt,
sie rechne mit einer emotionalen Diskus-
sion. Die Mehrheit der Deutschen hält
die bestehenden Gesetze für ungerecht.
Hartz iV ist für viele zur Chiffre für Bü-
rokratie und Sozialabbau geworden. Ur-
sula von der leyen versucht, den Namen
„Hartz“ in der Öffentlichkeit möglichst
nicht laut auszusprechen. Sie würde lie-
ber von „Basisgeld“ sprechen, aber das
ist nur eine Etikettenfrage.

Seit Wochen sorgt das thema für Que-
relen zwischen CDU, CSU und FDp. Ver-
treter der von der SpD mitregierten 
Bundesländer lehnten die Reform bereits
zu einem zeitpunkt ab, als noch kein ein-
ziges Detail auf dem tisch lag. Funktio-

d e r  s p i e g e l  3 9 / 2 0 1 094

S o z i a l p o l i t i k

Die Mär vom armen Kind
Hunderttausende kinder gelten in Deutschland als arm, doch ihr größtes problem ist nicht der 

Mangel an Geld. Viele leiden unter Verwahrlosung und der Gleichgültigkeit ihrer Eltern. 
Selbst die jüngsten Hartz-iV-pläne der Regierung bieten da keine lösung. Von Alexander Neubacher

Kinder beim Besuch des Schulzahnarztes in Monheim am Rhein: „Die Leistung muss beim Kind ankommen“



näre von Sozialverbänden kündigen pro-
teste an.

Der anlass der Reform ist ein Urteil
des Bundesverfassungsgerichts. Die Rich-
ter verlangen, dass die Bundesregierung
eine nachvollziehbare Berechnung der
Hartz-iV-Sätze vorlegt. Sie monierten
nicht, dass die Sätze zu niedrig seien, stell-
ten aber klar, dass kinder einen eigenen
Rechtsanspruch auf staatliche Hilfe haben;
es war ein bahnbrechender Richterspruch.

Für die politik wäre das Urteil eine gute
Gelegenheit, sich die Frage zu stellen,
was bislang schiefgelaufen ist. Die Bilanz
der Familien- und Sozialpolitik der letz-
ten Jahrzehnte ist schlecht, nicht nur we-
gen der sinkenden Geburtenzahlen. Jahr
für Jahr gibt Deutschland mehr Geld aus,
um beim Nachwuchs Chancengleichheit
herzustellen. Doch ab dem tag ihrer Ge-
burt fallen kinder aus der Unterschicht
hinter die anderen zurück, und zwar mit
und ohne Migrationshintergrund.

Welche perspektiven ein kind hat,
hängt häufiger als in anderen industrie-
ländern von seiner Herkunft ab. Die
Chance, später abitur zu machen, ist für
akademikerkinder fast viermal größer
als für kinder von Eltern mit einem ge-
ringeren Bildungsabschluss.

Die vor einigen tagen veröffentlichte
Shell Jugendstudie kommt zu dem Schluss,
dass sich die kluft zwischen den Milieus
weiter vergrößert, obwohl die Regierung
seit Jahren das Gegenteil verspricht. Hohe
kosten, geringe Wirkung – so bewertet
die organisation für wirtschaftliche zu-
sammenarbeit und Entwicklung (oECD)
die deutsche Familienpolitik.

Das problem sind kinder wie Sven, de-
nen die zähne im Mund verfaulen, weil
sie nicht einmal wissen, wie man eine
zahnbürste hält. Es geht um Eltern, die
ihren kindern morgens noch nie ein
Schulbrot geschmiert haben, aber sie den
ganzen tag vor dem Fernseher sitzen las-
sen. Es geht um Familien, die gar nicht
merken werden, wenn sie von der Bun-
desregierung demnächst mehr Geld für
kinderbücher oder einen Gutschein für
die leihbibliothek bekommen: in diesen
Familien wird den kindern so oder so nie
eine Geschichte vorgelesen.

irritierenderweise dreht sich der politi-
sche Streit innerhalb der Regierung bis-
lang um die theoretische Frage, wie weit
sich der Staat, wie weit sich Ursula von
der leyen in die Erziehung einmischen
darf oder muss. Bei den oppositionspar-
teien im Bundestag herrscht dagegen der
Eindruck vor, Hartz iV sei für ein leben
in Würde eh zu wenig, weshalb die Sätze
drastisch steigen müssten, je höher, desto
besser.

Der paritätische Wohlfahrtsverband
schlug einen Satz von weit über 400 Euro
für Erwachsene vor. Der Deutsche kin-
derschutzbund fände es angemessen,
wenn für kinder aus Hartz-iV-Familien

demnächst 502 Euro im Monat gezahlt
würden. tatsächlich bedeutet Hartz iV
ein bescheidenes leben ohne Extras, aber
die Behauptung, es stürze kinder ins
Elend, ist falsch.

Einige Familien und alleinerziehende
haben sich gegenüber der alten Sozialhil-
fe verbessert. Die leistungen für kinder
wurden in den vergangenen Jahren mehr-
fach erhöht. interne Berechnungen des
Bundessozialministeriums zeigen, dass
die alten Regelsätze für kinder die Ver-
hältnisse in vergleichbaren Haushalten
ohne Hartz iV realitätsnah abbildeten.

Welche zukunftschancen ein kind hat,
entscheidet sich nicht vorrangig an der
Höhe des Regelsatzes. Es ist die lebens-
lüge des deutschen Sozialstaats, dass man
nur genug Geld ausschütten müsse, um
Gerechtigkeitslücken aufzufüllen.

Das problem der kinder hat maßgeb-
lich damit zu tun, dass sie von ihren Eltern
nicht einmal gezeigt bekommen, wie man
sich die Schnürsenkel bindet. Es handelt
sich um Mädchen und Jungen, die wegen
zu viel Fast Food, Fernsehen und phlegma
ihrer Eltern eher Überfluss-Symptome
wie Übergewicht und zahnfäule aufwei-
sen als anzeichen des Mangels.

in diesem Milieu wirkt Hartz iV nicht
selten wie eine Stilllegeprämie. Je mehr
kinder, desto größer der anreiz für die
Eltern, sich in der arbeitslosigkeit einzu-
richten.

Die nun geplante Reform wird diesen
konstruktionsfehler von Hartz iV aller-
dings nicht beheben, im Gegenteil. Eine
vierköpfige Hartz-iV-Familie kommt, ab-
hängig von ihrer Miete, schon jetzt auf
bis zu 1800 Euro Stütze im Monat, zuzüg-
lich Extrageldern etwa für die Babyerst-
ausstattung oder klassenfahrten.

Da lohnt es sich für einen lagerarbeiter
oder eine Verkäuferin in vergleichbarer
lage eigentlich kaum, einer regulären ar-
beit nachzugehen, zumal sie als arbeit-
nehmer auch Bus- und Bahntickets und
die vollen Rundfunkgebühren von ihrem
lohn bezahlen müssen.

Der Wirtschaftsweise Wolfgang Franz
sagt: „Wer arbeitslosengeld ii bezieht,
gering qualifiziert ist und kinder hat,
steht einschließlich der zuschläge häufig
finanziell besser da als der Nachbar  
mit schlechtbezahlter Vollzeitstelle.“ Das
 institut der deutschen Wirtschaft köln
hat berechnet, dass ein zweifacher
Familien vater etwa 10 Euro Stundenlohn
verdienen muss, um Hartz-iV-Niveau zu
erreichen – also mehr als die 8,50 Euro
Mindestlohn, die die Gewerkschaften
 fordern.

„Es zeigt sich, dass der Staat das Elend
vieler kinder am Ende nicht bekämpft,
sondern sogar noch vergrößert“, sagt der
Ökonom Hans-Werner Sinn, Chef des
Münchner ifo-instituts. „Die Gefahr be-
steht, dass wir das Milieu nicht aufbre-
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chen, sondern stabilisieren“, warnt Heinz
Buschkowsky, SpD-Bürgermeister im Ber-
liner Stadtteil Neukölln.

„Die leistung muss beim kind ankom-
men“, sagt Ministerin von der leyen. Ei-
nige ihrer Vorschläge gehen deshalb in
die richtige Richtung, etwa der plan für
eine kostenlose Schulspeisung. Doch ge-
messen an ihrem anspruch ist der Ge-
setzentwurf eine Enttäuschung.

zusätzliche Milliarden sollen in den
nächsten Jahren in ein Fürsorgesystem
gepumpt werden, das den bedürftigen
kindern keinen Nutzen bringt. Es sieht
so aus, als würde Schwarz-Gelb die vom
Bundesverfassungsgericht erzwungene
Gelegenheit für eine echte Reform ver-
schenken.

Deutschland ist ein armes land, so
steht es jedenfalls in der offiziellen

EU-Statistik. Die sogenannte armuts -
gefährdungsquote beträgt 15 prozent;

bald jeder sechste Deutsche ist demnach
von armut bedroht. in keinem der an-
grenzenden Nachbarstaaten sieht es
schlechter aus. Von Verhältnissen wie in
tschechien (9 prozent) kann Deutschland
nur träumen. Näher liegen wir an Bulga-
rien (21 prozent).

zweifel am Bild vom angeblichen deut-
schen Elend werden freilich geweckt,
wenn in derselben Berichtsreihe zu lesen
ist, dass ein Drittel der Bulgaren jeden
zweiten tag Hunger leidet und kein Geld
hat, um winters die Wohnung zu behei-
zen. Und das angebliche Musterland
tschechien?

Vor einiger zeit hat sich der Bürger-
meister einer tschechischen Grenzge-
meinde darüber beklagt, dass mehr und

mehr Frauen aus materieller Not zur pro -
stitution gezwungen seien, und zwar, an-
ders als anhand der EU-Statistik zu ver-
muten wäre, auf seiner Seite der Grenze.

Dass sich die armutsdaten so schlecht
mit der Wirklichkeit in Einklang bringen
lassen, liegt am Verfahren, mit dem die
armut gemessen wird. ob ein Mensch
genug zu essen und zu trinken hat sowie
über dem kopf ein wärmendes Dach, ist
unerheblich. Die armut, von der vergan-
gene Woche beim Millenniumsgipfel der
Vereinten Nationen in New York die
Rede war, spielt keine Rolle.

Den EU-zahlen liegt ein relativer ar-
mutsbegriff zugrunde. Von armut be-
droht ist demnach, wer weniger als 60
prozent des mittleren Einkommens in sei-
nem land vorweisen kann.

in Deutschland liegt diese Hürde für
eine vierköpfige Familie bei 1885 Euro
im Monat, in tschechien bei etwa 1020
Euro. 

auch der armuts- und Reichtumsbe-
richt der Bundesregierung beruht auf der
theorie, dass armut erstens relativ und
zweitens ganzheitlich zu betrachten sei,
so hat es sich in der soziologischen Be-
gleitforschung zum thema durchgesetzt.
Mit diesem ansatz konnten die Experten
das armutsverständnis im laufe der Jah-
re immer weiter ausdehnen. Von einem
„Mangel an teilhabe“ ist die Rede, von
„sozialer ausgrenzung“, vom „Mangel an
Verwirklichungschancen“ und von gesell-
schaftlicher „Exklusion“, die aus den
dunklen Wirkmächten des kapitalisti-
schen Systems resultiere.

armut wird so zu einem echten Mas-
senphänomen. „Sind wir nicht alle ir-
gendwie arm?“, fragt Ulrich Schneider,

Hauptgeschäftsführer des paritätischen
Wohlfahrtsverbandes, halbironisch in 
seinem neuen Buch. Das freilich wäre
für die Statistik ein Segen: Wenn keiner
was hat, beträgt die armutsgefährdungs-
quote null.

Doch die armut ist in der Statistik in-
zwischen so fest verankert, dass sie un-
besiegbar ist. Der Sozialstaat kann noch
so viel Geld verteilen. Die zahl der kin-
der unter sieben Jahren, die von staat -
lichen transfers leben, hat sich seit 1965
verzehnfacht. Die lebensverhältnisse ei-
nes heutigen Hartz-iV-Empfängers sind
freilich nicht schlechter als der Standard
eines normalen arbeitnehmerhaushalts
in den sechziger Jahren.

Wenn der Historiker paul Nolte von
seiner kindheit in den siebziger Jahren
erzählt, dann klingt das aus heutiger Sicht
wie eine Geschichte vom untersten Rand
der Gesellschaft: „Wir waren vier kinder
zu Hause, selbstverständlich konnte die

Butter nur gekratzt werden.
abends gab es Margarine. Ge-
brauchte kleidung älterer Cou-
sins wurde aufgetragen.“

als kind sei ihm das eigent-
lich ganz normal vorgekommen,
sagt Nolte, aber „heute wird dar -
aus eine armutsschlagzeile“.

Etwa 8500 kinder untersucht
Schulzahnärztin krayer vom

Gesundheitsamt Mettmann je-
des Jahr, das macht insgesamt
mehr als 200000 zähne. Dabei
hat sie eine bemerkenswerte Be-
obachtung gemacht: „Einige we-
nige kinder haben immer mehr
löcher in den zähnen.“

Es gibt eine kennziffer für je-
den zahn und drei Buchstaben
als mögliche Diagnosen. „d“
steht für das englische Wort „de-
cayed“, zu Deutsch „verfault“;
es bedeutet, dass der zahn drin-
gend behandelt werden muss.
Der Buchstabe „m“ für „mis-
sing“ steht für eine lücke im
Gebiss. Und „f“ („filled“) heißt,

dass ein zahn schon einmal behandelt
wurde. auf diese Weise ermitteln zahn-
ärzte den sogenannten „dmf-t“-Wert,
eine art kariesindex.

Das Mettmanner kreisgesundheitsamt
hat die Entwicklung genau analysiert. Fast
20000 kinder an fast 100 Grundschulen
haben krayer und ihre kollegen unter-
sucht. Der durchschnittliche „dmf-t“-Wert
liegt bei 1,62, ein Erfolg, den sie auf ihre
gute arbeit in den letzten Jahren zurück-
führen. in ganz Deutschland ist die karies-
verbreitung in den vergangenen Jahrzehn-
ten um etwa 80 prozent zurückgegangen.

Doch an etwa 2600 kindern im kreis
Mettmann geht dieser medizinische Fort-
schritt vorbei. Deren zähne verfaulen, was
besonders auffällt, seit ihre Banknachbarn
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so schöne zähne haben. zehn prozent der
kindergartenkinder und acht prozent der
Schulkinder im kreis Mettmann haben
große probleme, ein trend, den zahnärzte
deutschlandweit beobachten. Die kassen-
zahnärztliche Bundesvereinigung spricht
von einer „kariespolarisation“.

Mediziner haben eine ganze Reihe un-
terschichtstypischer kinderkrankheiten
identifiziert, die sich mit einem Mangel
an Geld allein nicht erklären lassen: mo-
torische Schwächen, häufigere Mandelent-
zündungen, Herpes. kinder und Jugend -
liche aus der Unterschicht werden über-
durchschnittlich oft bei Verkehrsunfällen
verletzt. Das Robert koch institut fand
her aus, dass viele bei der Geburt weniger
wiegen, weil ihre Mütter häufiger wäh-
rend der Schwangerschaft rauchen. Bis
zur pubertät holen Unterschichtskinder
ihren Gewichtsrückstand aber auf – und
leiden dann dreimal so häufig an Fettlei-
bigkeit.

Bei der kariesverteilung ist die Ent-
wicklung umso bemerkenswerter, als der
Staat seit Jahren versucht, das problem
in den Griff zu kriegen. Die Früherken-
nung für kinder ab 30 Monaten gehört
zum pflichtkatalog der gesetzlichen kran-
kenkassen, ebenso die zahnschmelzhär-
tung für kinder ab sechs Jahren. Die pra-
xisgebühr entfällt, damit nur ja kein ter-
min am Geld scheitert.

Sogenannte prophylaxe-assistenten
klappern die kitas und Grundschulen ab,
problembezirke genießen besondere auf-
merksamkeit. in den Schulen von Berlin-
Neukölln zum Beispiel schaut die landes-
arbeitsgemeinschaft zur Verhütung von
zahnerkrankungen bis zu dreimal im
Jahr vorbei. Um den „dmf-t“-index zu
besiegen, bietet der Staat seine ganze
kraft auf.

Doch alle Mühe ist umsonst, wenn
Mama und papa nicht mitziehen. „Ein
Fünftel der Eltern geht mit den kindern

einfach nicht zum zahnarzt“, sagt Medi-
zinerin krayer, „da können wir nichts ma-
chen.“ Wie also soll man diese Menschen
mobilisieren?

Vor zwei Jahren kam der rot-rote Se-
nat in Berlin auf eine idee, wie den

vielen Bedürftigen in der Hauptstadt ge-
holfen werden könnte. Das thema liegt
der lokalpolitik am Herzen. Jedes dritte
kind wächst in einer Hartz-iV-Familie
auf. in Berlin gibt es das größte Jobcenter
Deutschlands. Und so stellte die damalige
Sozialsenatorin Heidi knake-Werner von
der partei Die linke Ende 2008 den „Ber-
linpass“ vor.

Es handelt sich um einen violetten aus-
weis im Scheckkartenformat, der dazu
berechtigt, zu ermäßigten preisen oder
gar kostenlos Bibliotheken, Musikschulen,
Volkshochschulkurse und den zoo zu be-
suchen. Die Fußballvereine Hertha BSC
und 1. FC Union bieten Rabatte an, eben-
so die Cineplex-kinokette und das lego-
land im Sony-Center. Die besten plätze
in der Staatsoper kosten für Berlinpass-
Besitzer nur drei Euro. Einzige Bedin-
gung ist, dass eine halbe Stunde vor Ver-
anstaltungsbeginn noch karten übrig sind.

Etwa 700000 Berliner hätten anspruch
auf den ausweis. Doch nicht einmal die
Hälfte macht davon Gebrauch. 304000
gültige pässe waren zuletzt in Umlauf,
die meisten davon in Verbindung mit der
verbilligten Netzkarte für Bus und Bahn.

150000 kinder aus Hartz-iV-Familien
könnten mit dem Berlinpass kostenlos in
den Sportvereinen mitmachen, eine idee
des landessportbundes. Doch derzeit ma-
chen weniger als 1900 kinder von dem
angebot Gebrauch. 

Und auch das kulturprogramm zielt of-
fenbar am Bedarf vorbei. obwohl der
 Senat mit plakaten, aufklebern und an -
zeigen immer wieder Reklame macht,
kommt die Nachfrage nach billigen Drei-
Euro-tickets an den abendkassen der
opern- und Schauspielhäuser einfach
nicht in Schwung. Der frühere kultur -
senator thomas Flierl holte Schüler aus
dem problembezirk Hellersdorf sogar
mal persönlich mit dem Bus ab. auf dem
Spielplan des theaters an der parkaue
stand „Red Cap Massacre“, eine moderne
Version des Märchens von Rotkäppchen
und dem bösen Wolf.

obwohl sich der Regisseur Mühe gege-
ben hatte, das Stück mit extra-jugendli-
cher Rap-Sprache aufzupeppen („Was hat
das leben noch zu bieten, außer in der
Scheiße liegen?“), hielt sich die Begeiste-
rung der Besucher aus Hellersdorf offen-
bar in Grenzen. an einem weiteren ter-
min mit dem rührigen kultursenator be-
stand kein interesse. 

Das Deutsche institut für Wirtschafts-
forschung (DiW) hat untersucht, was

kinder, abhängig von ihrer Herkunft, in
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Grundschüler beim Sportunterricht in Berlin: Raus aus der Playstation-Hölle
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urteile über die Unterschicht leider alle
zutreffen.

Babyschwimmen und kinderturnen
kommen eher selten vor. Frühkindliche
Musikerziehung: wenig interesse. Sonsti-
ge Eltern-kind-Gruppen: finden weitge-
hend ohne die Unterschicht statt. Bei den
älteren kindern und Jugendlichen setzt
sich dieser trend fort. außerhalb der
Schule ist die Unterschicht bei praktisch
jedem Hobby, ob Sport, Musik oder Ju-
gendfeuerwehr, unterrepräsentiert. ledig-
lich Jugendzentren stehen vergleichswei-
se hoch im kurs. Doch dann haben die
DiW-Forscher eine erstaunliche Entde-
ckung gemacht.

Bei Freizeitaktivitäten, die gleich nach
dem Unterricht in der Schule stattfinden,
schließt sich plötzlich die Schere. laut
Studie beteiligen sich kinder aus einkom-
mensschwachen Familien genauso häufig

Die turnstunde der klasse 1/2 f ist teil
eines Experiments. Seit Beginn des neuen
Schuljahres haben die kinder schon vor-
mittags dreimal pro Woche Sport. Dabei
werden sie nicht nur von ihrer lehrerin
angeleitet, sondern auch von einer Ver-
einstrainerin vom Basketballverein alba
Berlin. Wie revolutionär das konzept ist,
wird klar, wenn man es mit den sonstigen
Berliner Verhältnissen vergleicht. Dem-
nach fällt der Sportunterricht an den
Grundschulen schon deshalb häufig aus,
weil es zu wenig lehrer gibt.

Das Versuchsprojekt an der Gesund-
brunnen-Grundschule geht auf eine be-
sonders engagierte Schulleiterin und den
Basketballverein zurück. alba hat vor ei-
niger zeit die Hoffnung aufgegeben, dass
kinder aus Hartz-iV-Familien von allein
zum probetraining erscheinen, obwohl
sie nicht mal einen Mitgliedsbeitrag be-

kaffee angeboten. Wenn es gutlief, durfte
er seine trainer für eine aG am Nach-
mittag vorbeischicken, aber dann waren
viele kinder schon nach Hause gegangen.

Die Gesundbrunnen-Grundschule ist
bislang die einzige Schule, in welcher der
zusätzliche Sport teil des Stundenplans
ist. „Die kinder müssen nicht aus ihrer
play station-Hölle herausgelockt werden“,
sagt Harnisch. „Sie sind einfach da und
machen mit.“

am Freitag dieser Woche hat Bundes-
familienministerin kristina Schröder

einen wichtigen termin. im Max-lieber-
mann-Haus am Brandenburger tor will
sie 50 Berliner kindern ein Märchen vor-
lesen. Es soll ein Buch von astrid lind-
gren sein; die Ministerin hat sich eigens
vom Deutschen zentrum für Märchen-
kultur beraten lassen. Da gibt es das Mär-

ihrer Freizeit machen. als einkommens-
starke Schicht definieren sie Haushalte,
die über mindestens 150 prozent des mitt-
leren Einkommens verfügen. als einkom-
mensschwach gelten jene, die weniger als
70 prozent des Mittelwerts haben.

Die Forscher konnten dabei auf die Da-
ten des Sozio-oekonomischen panels
(SoEp) zugreifen, einer langzeitbeobach-
tung, die die lebensverhältnisse in
Deutschland präzise abbildet. Der auf-
wand, der für die Studie betrieben wird,
ist groß. Mehr als 11000 Haushalte wer-
den dazu seit Jahren immer wieder be-
fragt. Die interviews dauern bis zu einer
Stunde; es gibt Fragebögen in sieben Spra-
chen. Sich als teilnehmer zu bewerben
ist zwecklos. alle testpersonen werden
streng nach zufallskriterien ausgewählt.

Die Wissenschaftler zeigen anhand der
SoEp-Daten auf, dass die gängigen Vor-

an der Musik-aG wie alle anderen. in der
Sport-, kunst- und theater-aG sind sie
sogar leicht überdurchschnittlich vertre-
ten. „Es sieht so aus, als hätten es die
Schulen in der Hand, unsere Sorgenkin-
der in ganz normale Mädchen und Jun-
gen zu verwandeln“, sagt der DiW-For-
scher Markus Grabka.

Die Frage ist, ob die Schulen dazu be-
reit und in der lage sind.

Es ist noch nicht mal halb zehn, als die
kinder in der Gesundbrunnen-Grund-

schule im Berliner Wedding die härtesten
tests schon bestanden haben: erst Hop -
serlauf, dann krabbeln auf allen Vieren
und schließlich Rückwärtsrennen. alles
hat gut geklappt, auch bei den kindern,
die fünf kilo Übergewicht herumschlep-
pen. „klasse leistung“, lobt trainerin
louisa Muehlenberg.

zahlen müssten. Der Verein hat eine ab-
teilung aufgebaut, um die kinder auf an-
dere Weise zu erreichen. Es gibt einen
Etat von etwa einer halben Million Euro.
koordinator ist der frühere Nationalspie-
ler Henning Harnisch, selbst Vater von
zwei kindern.

Der plan sieht vor, dass der Basketball-
club seine Jugendtrainer in Schulen
schickt, die den kindern gern mehr Sport-
unterricht anbieten würden. Die Hälfte
der kosten übernimmt alba; die Schule
trägt noch etwa zwölf Euro Honoraranteil
pro Unterrichtsstunde. Es klingt nach ei-
ner guten idee, zumal für Schulen in pro-
blemvierteln wie dem Berliner Wedding,
wo mehr als 90 prozent der kinder aus
Hartz-iV-Familien stammen.

Mehr als 100 Schulen hat Harnisch in
den vergangenen Monaten besucht. Bis-
weilen wurde ihm nicht mal eine tasse
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chen vom bitterarmen Mädchen, das sich
nichts sehnlicher wünscht als eine puppe,
mit der es spielen kann. Der Wunsch
bleibt unerfüllt, bis ein geheimnisvoller
Unbekannter auftaucht. Er schenkt dem
Mädchen ein Samenkorn, das es ein -
pflanzen und täglich gießen soll. aus 
dem korn wächst Mirabell, die tollste
puppe, die man sich vorstellen kann. Sie
trägt einen roten Hut, und wenn kein
 Erwachsener mithört, kann sie sogar
 sprechen.

Schröder hat den auftritt gut vorberei-
tet, um in dieser wichtigen Woche den
Medien ein Bild der Fürsorglichkeit zu
liefern. Sie würde gern ihr image verbes-
sern. zu ihrem Bedauern gilt sie als allzu
zahlenfixierte Ministerin, was freilich ein
absurder Vorwurf ist, wenn man bedenkt,
wie leichtfertig das Geld um sie herum
verplempert wird.

laut Bundesregierung kostet die Fami-
lienpolitik etwa 115 Milliarden Euro im
Jahr, das entspricht gut einem Drittel des
Bundesetats. Es gibt ungefähr 150 ver-
schiedene leistungen. Die kommunen
sind für die kinder- und Jugendhilfe zu-
ständig, die länder für die Schulpolitik,
der Bund für das Elterngeld. ob das Geld
sinnvoll ausgegeben wird, weiß niemand.
aus einer genauen kosten-Nutzen-Be-
wertung, die Schröders amtsvorgängerin
von der leyen vor vier Jahren ankündig-
te, ist bis heute nichts geworden.

Die oECD hat ermittelt, dass Deutsch-
land vergleichsweise wenig Geld für kin-
derbetreuung ausgibt. Überdurchschnitt-
lich viel fließt direkt an die Eltern, vor
allem durchs kindergeld. Schwarz-Gelb
hat den Satz erst vor neun Monaten auf
184 Euro kräftig erhöht. Dazu könnte
man sich in Nachbarländern einiges ab-
schauen.

kurz nach der Geburt ihres Sohnes
Christian bekam Dänemarks kron-

prinzessin Mary schon Besuch vom Ju-
gendamt. Eine kinderkrankenschwester
erkundigte sich, ob Mutter und kind
wohlauf seien, so ist es in Dänemark üb-
lich. Das ziel lautet, problemfälle zu er-
kennen und den Familien so früh wie
möglich Hilfe anzubieten. Für königshäu-
ser wird keine ausnahme gemacht.

in Finnland besuchen eigens ausgebil-
dete Gesundheitspflegerinnen die wer-
denden Mütter sogar in der Schwanger-
schaft. Es besteht ein Rechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung von kleinkindern. in
den Schulen herrscht von morgens bis
nachmittags Betrieb.

als die Finnen anfang der neunziger
Jahre kurz vor dem Staatsbankrott stan-
den, kürzten sie ihre Sozialleistungen, vor
allem die Frühverrentungsprogramme, ra-
dikal zusammen und steckten das Geld
in kindergärten und Schulen. Der Erfolg
stellte sich rasch ein. in den pisa-Ver-
gleichsstudien zum Bildungsniveau belegt

man regelmäßig Spitzenplätze. auch der
Wirtschaft geht es gut.

Mehr Betreuungsangebote sind der
beste Weg, um Unterschichtskindern zu
helfen, darin sind sich Experten einig.
Der kriminologe Christian pfeiffer etwa
hat in einer Studie belegt, dass sich die
aufstiegschancen von Migrantenkindern
stark verbessern, wenn sie einen Ganz-
tagskindergarten besuchen. ohne kita
schafften es später nur neun prozent auf
ein Gymnasium, mit kita 39 prozent.

investitionen in die infrastruktur sind
einem Gutschein-System überlegen, weil
sie unmittelbar bei den kindern ansetzen.
Sie stigmatisieren die Betroffenen nicht,
im Gegensatz zu einer Bedürftigenkarte
wie dem Berlinpass, der bei Jugendlichen
unter der Bezeichnung „asi-Card“ fir-
miert.

Die politik in Deutschland müsste dar -
aus den Schluss ziehen, möglichst jeden
verfügbaren Euro in kitas und Schulen
zu stecken. Damit wenigstens jedes dritte
kind in eine Betreuungseinrichtung ge-
hen kann, müssten in den alten Bundes-
ländern zusätzlich 320000 kita-plätze ent-
stehen. Doch der von der Großen koali-

tion beschlossene ausbau ist wegen der
schlechten Haushaltslage bei kommunen
und ländern ins Stocken geraten. Schles-
wig-Holstein hat das bislang kostenfreie
letzte kindergartenjahr vor der Einschu-
lung soeben abgeschafft – die schwarz-
gelbe landesregierung will sparen. Ham-
burg kürzt derweil bei den kinderzähnen.
Der schulzahnärztliche Dienst muss ab
sofort mit 370000 Euro im Jahr weniger
auskommen.

Wie widersprüchlich auch die politik
der Bundesregierung ist, zeigt sich beim
geplanten Betreuungsgeld. im prinzip be-
steht Einigkeit darüber, dass es kindern
aus der Unterschicht hilft, wenn sie mög-
lichst früh in eine kita gehen. ab 2013 je-
doch sollen ihre Eltern jeden Monat 150
Euro Belohnung bekommen, wenn sie ihr
kind eben nicht in eine tagesstätte brin-
gen, so steht es im koalitionsvertrag.

Claudia Ullenboom, Direktorin der Her-
mann-Gmeiner-Grundschule in Monheim,
sagt, sie sei froh über jede Stunde, die die
kinder in der klasse verbringen anstatt zu
Hause vor der Glotze. ab halb acht gibt
es Frühstück, am Nachmittag Spiele, Sport
und Hausaufgabenbetreuung.

Mit Schulzahnärztin antje krayer hat
Ullenboom neulich auch darüber geredet,
wie sie einem kind wie Sven helfen könn-
te. Sie haben einen plan: Statt Deutsch-
oder Mathe-Unterricht werden in der
klasse morgens jetzt erst mal die zähne
geputzt. ◆

Die Familienpolitik der
Bundesregierung steckt voller

Widersprüche.


